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24. Gesetz vom 4. Februar 2004 über natürliche Heilvorkommen und Kurorte (Tiroler Heilvorkommen- und Kur-
ortegesetz 2004)

25. Gesetz vom 4. Februar 2004, mit dem das Gesetz über den unabhängigen Verwaltungssenat in Tirol geändert wird
26. Gesetz vom 5. Februar 2004, mit dem das Tiroler Kriegsopfer- und Behindertenabgabegesetz geändert wird
27. Gesetz vom 5. Februar 2004, mit dem das Tiroler Sozialhilfegesetz, das Tiroler Rehabilitationsgesetz und das Tiroler

Pflegegeldgesetz geändert werden

24. Gesetz vom 4. Februar 2004 über natürliche Heilvorkommen und Kurorte (Tiroler Heil-
vorkommen- und Kurortegesetz 2004)

Der Landtag hat beschlossen: 

1 .  A b s c h n i t t
Allgemeines

§ 1 
Begriffsbestimmungen 

(1) Natürliche Heilvorkommen – im Folgenden kurz
Heilvorkommen genannt – sind ortsgebundene natür-
liche Vorkommen, die aufgrund besonderer Eigen-
schaften und ohne Veränderung ihrer natürlichen Zu-
sammensetzung eine wissenschaftlich anerkannte Heil-
wirkung ausüben oder erwarten lassen.

(2) Als Heilvorkommen gelten insbesondere:
a) Heilquellen;
b) Heilpeloide;
c) Heilfaktoren.
(3) Heilquellen sind Quellen, deren Wasser aufgrund

besonderer Eigenschaften und ohne Veränderung ihrer
natürlichen Zusammensetzung eine wissenschaftlich
anerkannte Heilwirkung ausüben oder erwarten lassen.

(4) Heilpeloide (Heilmoor, -schlamm oder -schlick)
sind durch geologische oder geologisch-biologische
Vorgänge entstandene Peloide, die, in feinkörnigem
Zustand mit Wasser vermischt und erwärmt, bei Bädern,
Packungen oder sonstiger Anwendung aufgrund be-
sonderer Eigenschaften ohne weiteren Zusatz eine wis-
senschaftlich anerkannte Heilwirkung ausüben oder er-
warten lassen.

(5) Heilfaktoren sind obertägige natürliche Faktoren
ortsbedingter Art, wie Klima, Lage, Höhe und derglei-
chen, die eine wissenschaftlich anerkannte Heilwirkung
ausüben oder erwarten lassen.

(6) Kurorte sind Gebiete, in denen behördlich aner-
kannte Heilvorkommen ortsgebunden genutzt werden
und in denen die hiefür erforderlichen Einrichtungen
vorhanden sind.

(7) Kuranstalten sind Einrichtungen, die der statio-
nären oder ambulanten Anwendung medizinischer Be-
handlungsarten dienen, die sich aus dem ortsgebunde-
nen Heilvorkommen oder dessen Produkten ergeben.
Neben diesen Behandlungsarten ist in Kuranstalten
auch die Anwendung solcher Zusatztherapien zulässig,
die zur Ergänzung der Kurbehandlung nach ärztlicher
Anordnung angewendet werden und bei denen nach
dem Stand der medizinischen Wissenschaft davon aus-
zugehen ist, dass die ärztliche Aufsicht über den Betrieb
ausreicht, um schädliche Wirkungen auf das Leben oder
die Gesundheit der behandelten Personen auszuschlie-
ßen. Die Behandlung im Rahmen von Zusatztherapien
hat nach den Grundsätzen und anerkannten Methoden
der medizinischen Wissenschaft zu erfolgen. Die Ver-
wendung von Produkten anderer Heilvorkommen im
Rahmen von Zusatztherapien ist zulässig, wenn für
diese Produkte eine Bewilligung nach § 6 oder eine ver-
gleichbare Bewilligung nach einem anderen Gesetz vor-
liegt. 
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2 .  A b s c h n i t t
Heilvorkommen

§ 2 
Anerkennung 

(1) Heilvorkommen, mit Ausnahme von Heilfakto-
ren, bedürfen der Anerkennung durch die Bezirksver-
waltungsbehörde.

(2) Die Anerkennung erfolgt auf Antrag des Inha-
bers des Heilvorkommens.

(3) Der Antragsteller hat das Vorliegen der jeweili-
gen Voraussetzungen nach den §§ 3, 4 und 5 durch eine
Vollanalyse entsprechend der Anlage III bzw. V und ein
schriftliches Gutachten eines medizinischen Sachver-
ständigen für Balneologie oder Pharmakologie und
Toxikologie nachzuweisen und ein Gutachten über die
Indikationen, Kontraindikationen und die therapeuti-
schen Anwendungsformen beizubringen, das von einer
Einrichtung nach § 8 Abs. 3 verfasst wurde. Die Nach-
weise dürfen im Zeitpunkt der Antragstellung nicht 
älter als ein Jahr sein.

(4) Im Anerkennungsverfahren ist eine Äußerung
des Landeshauptmannes einzuholen, in der er zum
Antrag vom Standpunkt der sanitären Aufsicht Stellung
nimmt.

(5) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die Aner-
kennung mit schriftlichem Bescheid zu erteilen, wenn
die Voraussetzungen nach diesem Gesetz vorliegen. Die
Indikationen und therapeutischen Anwendungsformen
sind im Anerkennungsbescheid festzulegen. Im Aner-
kennungsbescheid sind weiters die zur Sicherstellung
der Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen nach
den Erkenntnissen der balneologischen, pharmakologi-
schen und toxikologischen Wissenschaft erforderlichen
Bedingungen und Auflagen vorzuschreiben.

(6) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann bei Vorlie-
gen der jeweiligen Voraussetzungen nach diesem Gesetz,
sofern der Landeshauptmann vom Standpunkt der sani-
tären Aufsicht dagegen keine Einwendungen erhebt, be-
stimmte natürliche Vorkommen auch von Amts wegen
als Heilvorkommen anerkennen.

(7) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die Aner-
kennung als Heilvorkommen im Boten für Tirol kund-
zumachen.

(8) Sollen über die im Anerkennungsbescheid fest-
gelegten Indikationen und therapeutischen Anwen-
dungsformen (Abs. 5) hinausgehende Indikationen an-
geführt oder therapeutische Anwendungsformen ange-
wendet werden, so sind diese mindestens sechs Monate

vorher der Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen. Sie
gelten als anerkannt, wenn die Bezirksverwaltungsbe-
hörde nicht binnen sechs Monaten nach dem Einlangen
der Anzeige ihre Anführung oder Anwendung unter-
sagt oder wenn sie ihrer Anführung oder Anwendung
ausdrücklich zustimmt. Die Anführung der angezeigten
Indikationen oder die Anwendung der angeführten the-
rapeutischen Anwendungsformen ist zu untersagen,
wenn der Landeshauptmann vom Standpunkt der sani-
tären Aufsicht dagegen Einwendungen erhebt.

(9) Die Bezeichnung als Heilvorkommen sowie die
Anführung von Indikationen oder die Anwendung the-
rapeutischer Anwendungsformen entgegen den Be-
stimmungen dieses Gesetzes oder dem Anerkennungs-
bescheid sind verboten.

§ 3
Anerkennung 
als Heilquelle

(1) Heilquellen sind auf die nach dem Stand der Tech-
nik und der medizinischen Wissenschaft erforderlichen
mikrobiologischen, chemischen und physikalisch-che-
mischen Parameter zu untersuchen.

(2) Eine Quelle darf nur dann als Heilquelle aner-
kannt werden, wenn nachgewiesen wird, dass

a) sie eine für die beabsichtigte therapeutische An-
wendung ausreichende Ergiebigkeit hat,

b) das Quellwasser die in der Anlage I bestimmte spe-
zifische Beschaffenheit aufweist oder pharmakologisch
bereits in kleinsten Mengen wirksame Inhaltsstoffe in
den in der Anlage I bestimmten Mindestmengen enthält
und

c) das Quellwasser ohne Änderung seiner natürlichen
Zusammensetzung eine wissenschaftlich anerkannte
Heilwirkung ausübt oder erwarten lässt.

§ 4
Anerkennung 
als Heilpeloid

Ein Peloid darf nur dann als Heilpeloid anerkannt
werden, wenn nachgewiesen wird, dass es

a) in einem für die beabsichtigte Anwendung ausrei-
chenden Lager vorhanden ist,

b) solche physikalische, physikalisch-chemische oder
chemische Eigenschaften besitzt, wie sie für die beab-
sichtigte Anwendung nötig sind, und

c) ohne Veränderung seiner natürlichen Zusammen-
setzung eine wissenschaftlich anerkannte Heilwirkung
ausübt oder erwarten lässt.
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§ 5
Anerkennung sonstiger 
natürlicher Vorkommen

(1) Für die Anerkennung natürlicher Grund- und
Sickerwässer aus Mooren als Heilwässer ist außer den
Voraussetzungen nach § 4 nachzuweisen, dass die Wäs-
ser aus einem als Heilmoor anerkannten Moorlager
stammen.

(2) Ein sonstiges natürliches Vorkommen, insbeson-
dere auch Höhlenluft, darf nur dann als Heilvorkom-
men anerkannt werden, wenn nachgewiesen wird, dass
es ohne Veränderung seiner natürlichen Zusammenset-
zung oder Beschaffenheit eine wissenschaftlich aner-
kannte Heilwirkung ausübt oder erwarten lässt.

(3) Darüber hinaus muss radioaktive Luft für Inha-
lationen eine Mindestkonzentration von 37 kBq/m³
(1.10-9 Ci Radium-Emanation/l) aufweisen. 

§ 6
Nutzungs- und Vertriebsbewilligung; 

besondere Kennzeichnung der 
Produkte von Heilvorkommen

(1) Die Nutzung von Heilvorkommen, mit Aus-
nahme von Heilfaktoren, und der Vertrieb der Produkte
von Heilvorkommen bedürfen unbeschadet gewerbe-
rechtlicher Vorschriften einer Bewilligung der Bezirks-
verwaltungsbehörde.

(2) Die Bewilligung wird auf Antrag des Inhabers des
Heilvorkommens erteilt. 

(3) Der Antragsteller hat die Nutzungs- oder Ver-
triebsart nachvollziehbar darzustellen. Er hat darüber
hinaus für die Nutzung das Vorliegen der Voraussetzun-
gen nach Abs. 6 lit. b und c bzw. für den Vertrieb das Vor-
liegen der Voraussetzungen nach Abs. 7 lit. b bis d durch
ein schriftliches Gutachten eines medizinischen Sach-
verständigen für Balneologie oder Pharmakologie und
Toxikologie nachzuweisen. Die Nachweise dürfen im
Zeitpunkt der Antragstellung nicht älter als ein Jahr sein. 

(4) Im Bewilligungsverfahren ist eine Äußerung des
Landeshauptmannes einzuholen, in der er zum Antrag
vom Standpunkt der sanitären Aufsicht Stellung nimmt.

(5) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die Bewilli-
gung mit schriftlichem Bescheid zu erteilen, wenn die
Voraussetzungen nach diesem Gesetz vorliegen. Im
Bewilligungsbescheid sind weiters die zur Sicherstellung
der Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen nach
den Erkenntnissen der balneologischen, pharmakologi-
schen und toxikologischen Wissenschaft erforderlichen
Bedingungen und Auflagen vorzuschreiben.

(6) Eine Nutzungsbewilligung nach Abs. 1 darf nur
erteilt werden, wenn

a) die Anerkennung nach § 2 vorliegt,
b) die hygienisch und technisch einwandfreie Fas-

sung der Heilquellen, die hygienisch und technisch ein-
wandfreie Gewinnung bzw. Aufbereitung der Produkte
eines Heilvorkommens nachgewiesen wird, 

c) bei ortsgebundener Nutzung eines Heilvorkom-
mens gewährleistet ist, dass auch am Ort der Anwen-
dung der Mindestgehalt im Sinne des § 3 Abs. 2 lit. b
vorhanden ist; bei Säuerlingen für Badekuren (Anlage II
lit. d) genügt als Mindestwert die Menge von 700 mg/kg
freies Kohlendioxyd in der Badewanne; und

d) bei ortsgebundener Nutzung ein behindertenge-
rechter Betrieb gewährleistet ist.

(7) Eine Vertriebsbewilligung nach Abs. 1 darf nur
erteilt werden, wenn 

a) die Anerkennung nach § 2 vorliegt,
b) das Produkt eines Heilvorkommens im natürli-

chen Zustand versand- und lagerfähig ist, 
c) sich die chemischen oder physikalischen Eigen-

schaften des Produktes eines Heilvorkommens beim
Lagern oder bei der Versandbereitmachung nicht in einer
die Heilwirkung maßgeblich beeinflussenden Weise än-
dern und 

d) die erforderlichen Abfüll-, Aufbereitungs- und
Lagerungseinrichtungen in hygienisch und technisch
einwandfreier Ausführung vorhanden sind. 

(8) Die zum Versand gelangenden Behältnisse und
Abpackungen der Produkte von Heilvorkommen sind,
sofern nicht lebensmittelrechtliche Kennzeichnungs-
vorschriften anzuwenden sind, mit Etiketten zu verse-
hen, die den Namen und die örtliche Lage des Heilvor-
kommens, eine kurze Darstellung der letzten Analyse
mit Angabe des Datums und der untersuchenden Stelle,
der anerkannten Indikationen und bei Wässern von
Heilquellen die Angabe über einen allenfalls erfolgten
Zusatz von Kohlensäure zu enthalten haben.

(9) Wässer von Heilquellen, die im naturbelassenen
Zustand zum Versand gelangen und bei denen ein Zu-
satz von Kohlensäure nicht erfolgt ist, dürfen als „na-
türlich abgefüllte Heilwässer“ bezeichnet werden.

(10) Das Inverkehrsetzen von Produkten, die nicht
von anerkannten Heilvorkommen stammen, oder mit
einer Bezeichnung, die den Anschein erweckt, dass es
sich um Produkte anerkannter Heilvorkommen han-
delt, ist verboten. 

(11) Die Nutzung natürlicher Vorkommen als Heil-
vorkommen und der Vertrieb der Produkte von Heil-
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vorkommen entgegen den Bestimmungen dieses Ge-
setzes oder dem Bewilligungsbescheid sind verboten.

§ 7
Bezeichnung der Heilvorkommen

(1) Heilvorkommen sind im Anerkennungsbescheid
nach § 2 oder in der Nutzungsbewilligung nach § 6 unter
Anführung eines allfälligen Eigennamens (Markenna-
mens), der örtlichen Lage und der für die Heilwirkung
des Vorkommens maßgebenden Merkmale entspre-
chend der Anlage II zu kennzeichnen.

(2) Es ist verboten, für ein Heilvorkommen eine von
der Kennzeichnung nach Abs. 1 abweichende Bezeich-
nung im geschäftlichen Verkehr zu verwenden.

(3) In der Werbung für ein Heilvorkommen dürfen
nur seine nach § 2 Abs. 5 und 8 anerkannten Indikatio-
nen und therapeutischen Anwendungsformen verwen-
det werden. Jede irreführende Werbung und die Ver-
wendung von Laienurteilen über die Behandlungser-
folge mit einem Heilvorkommen in der Werbung sind
verboten. Als irreführende Werbung ist insbesondere
anzusehen, wenn dem Heilvorkommen eine über seinen
wahren Wert hinausgehende Wirkung beigelegt wird
oder wenn durch die Werbung der Eindruck erweckt
wird, dass ein Erfolg regelmäßig zu erwarten ist. Die
Werbung für ein Heilvorkommen darf auch keine An-
leitung für eine Selbstbehandlung von Krankheiten
durch den Patienten enthalten.

§ 8
Wiederkehrende Analysen

(1) Die Inhaber der nach den §§ 3 bis 5 anerkannten
Heilvorkommen haben mindestens alle 20 Jahre eine
Vollanalyse entsprechend der Anlage III bzw. V und
mindestens alle fünf Jahre eine Kontrollanalyse ent-
sprechend der Anlage IV bzw. VI unter Berücksichti-
gung der charakterisierenden Bestandteile des Heilvor-
kommens durchführen zu lassen. Voll- und Kontroll-
analysen von Heilwässern haben auch Untersuchungen
nach § 3 Abs. 1 zu umfassen. 

(2) Wässer von Heilquellen, die abgefüllt in Verkehr
gebracht werden, sind den im Österreichischen Le-
bensmittelbuch (§ 51 des Lebensmittelgesetzes 1975,
BGBl. Nr. 86, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 69/2003), dritte Auflage, Kapitel B17, Teilkapitel A/
Anhang V, für natürliches Mineralwasser und Quell-
wasser festgelegten Untersuchungen zu unterziehen.

(3) Für die Durchführung von Untersuchungen und
Analysen der Heilvorkommen dürfen nur solche Insti-
tute, Laboratorien und Untersuchungsanstalten heran-

gezogen werden, die nach ihrer Art, Einrichtung, Ar-
beitsweise und Leitung nach dem Stand der wissen-
schaftlichen Erkenntnisse auf dem betreffenden Fach-
gebiet für die Durchführung der ihnen zu übertragen-
den Aufgaben geeignet sind.

(4) Die Inhaber der Heilvorkommen haben die Ana-
lysenbefunde stets zur Einsicht durch Organe der sani-
tären Aufsicht bereitzuhalten.

§ 9
Zurücknahme von Anerkennungen 

als Heilvorkommen, von Indikationen und 
therapeutischen Anwendungsformen sowie 
von Nutzungs- und Vertriebsbewilligungen

(1) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat eine Aner-
kennung nach § 2 oder eine Bewilligung nach § 6 zu-
rückzunehmen, wenn

a) eine der Voraussetzungen für die Anerkennung
oder die Erteilung der Bewilligung weggefallen ist oder
ein ursprünglich bestandener und noch fortdauernder
Mangel nachträglich hervorkommt oder

b) der Landeshauptmann die Zurücknahme vom
Standpunkt der sanitären Aufsicht beantragt.

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann eine Aner-
kennung nach § 2 oder eine Bewilligung nach § 6 zu-
rücknehmen, wenn sonstige schwerwiegende Mängel,
die geeignet sind, die erwartete Heilwirkung zu beein-
trächtigen, trotz Aufforderung innerhalb einer ange-
messen festgesetzten Frist nicht behoben werden.

(3) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die Zurück-
nahme einer Anerkennung als Heilvorkommen im
Boten für Tirol kundzumachen.

§ 10
Berufung, Information 

der Landesregierung

(1) Gegen Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde
nach den §§ 2, 6 und 9 kann Berufung an den unabhän-
gigen Verwaltungssenat erhoben werden.

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörde und der unab-
hängige Verwaltungssenat haben der Landesregierung
Bescheide nach den §§ 2, 6 und 9 zur Kenntnis zu
bringen.

3 .  A b s c h n i t t
Kurorte

§ 11
Anerkennung als Kurort

(1) Kurorte bedürfen der Anerkennung durch die
Landesregierung.
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(2) Die Anerkennung erfolgt auf Antrag der Ge-
meinde oder der Gemeinden, auf deren Gebiet sich der
beantragte Kurbereich erstrecken soll. Im Antrag ist das
Vorliegen der Voraussetzungen für die Anerkennung
nachzuweisen. 

(3) Im Anerkennungsverfahren ist eine Äußerung
des Landeshauptmannes einzuholen, in der er zum An-
trag vom Standpunkt der sanitären Aufsicht Stellung
nimmt. Der Tourismusverband, auf dessen Gebiet sich
der beantragte Kurbereich erstrecken soll, ist zu hören.

(4) Die Landesregierung hat die Anerkennung mit
schriftlichem Bescheid zu erteilen, wenn die Vorausset-
zungen nach diesem Gesetz vorliegen. Im Anerken-
nungsbescheid sind der Kurbereich sowie der Name und
die Bezeichnung des Kurortes (§ 13) zu bestimmen
sowie die zur Sicherstellung eines einwandfreien Kur-
betriebes nach den Erkenntnissen der medizinischen
Wissenschaft erforderlichen Bedingungen und Auflagen
vorzuschreiben.

(5) Als Kurort darf ein Gebiet nur anerkannt werden,
wenn nachgewiesen wird, dass

a) ein Heilvorkommen im Sinne des § 1 Abs. 1 vor-
handen ist,

b) die zur Ausnützung des Heilvorkommens erfor-
derlichen Betriebe oder Aufbereitungsanlagen vorhan-
den sind und behindertengerecht genutzt werden kön-
nen,

c) die dauernde Anwesenheit mindestens eines Arz-
tes im Kurort oder bei einer Jahresfrequenz von weni-
ger als 500 Kurgästen die dauernde Anwesenheit eines
Arztes wenigstens während der Kursaison gewährleistet
ist,

d) die für die Sicherung des Kurerfolges nötigen all-
gemeinen hygienischen Voraussetzungen sowie weitere
der Eigenart des Kurbetriebes entsprechende Einrich-
tungen in zweckdienlicher, den jeweiligen fachlichen
Erkenntnissen angemessener Art vorhanden oder ge-
währleistet sind, wie insbesondere:

1. geeignete Maßnahmen gegen Rauch-, Staub- und
Lärmplage jeder Art, 

2. eine ausreichende Versorgung des Kurortes durch
eine im Ort oder im Umkreis von höchstens fünf Kilo-
metern vorhandene Verabreichungsstelle von Arznei-
mitteln im Sinne des Apothekengesetzes,

3. Verpflegungsmöglichkeit mit Diätkost, falls dies
für den Indikationsbereich des Kurortes erforderlich ist,

4. das Vorhandensein erforderlicher Desinfektions-
einrichtungen,

5. Maßnahmen gegen die Gefährdung der Kurgäste
durch den Verkehr,

6. das Vorhandensein entsprechender allgemein zu-
gänglicher Grünflächen.

(6) Die Landesregierung hat die Anerkennung als
Kurort im Boten für Tirol kundzumachen.

§ 12
Anerkennung als heilklimatischer 

Kurort oder Luftkurort

(1) Ein Gebiet darf nur dann als heilklimatischer Kur-
ort oder als Luftkurort anerkannt werden, wenn außer
den Voraussetzungen nach § 11 Abs. 5 das Vorhanden-
sein klimatischer Faktoren, die eine wissenschaftlich an-
erkannte Heilwirkung ausüben oder erwarten lassen,
nachgewiesen wird.

(2) Heilklimatische Kurorte sind Kurorte, die orts-
gebundene klimatische Faktoren aufweisen, welche die
Heilung bestimmter Krankheiten fördern. Heilklimati-
sche Kurorte müssen:

a) natürliche, ortsgebundene, wissenschaftlich aner-
kannte und erfahrungsgemäß bewährte, therapeutisch
anwendbare Klimafaktoren aufweisen wie:

1. Reizfaktoren (wie Höhenlage mit vermindertem
Luftdruck, reichliche Besonnung und intensive Son-
nenbestrahlung, insbesondere in Ultraviolett, kräftige
Luftbewegung mit beträchtlicher und stark schwanken-
der Abkühlungsgröße usw.) oder

2. Schonfaktoren (wie Vorhandensein von genügend
Schattenspendern, Schutz vor stärkeren Winden, jedoch
ohne Luftstagnation, gemäßigte und ausgeglichene Ab-
kühlungsgröße, relative Stabilität der Witterung, an
Staubbeimengung und Allergenen arme Luft usw.) oder

3. eine Kombination von Reiz- und Schonfaktoren;
4. weiters das Fehlen häufiger Nebelbildung, über-

mäßig hoher Abkühlungsgrößen, mehr oder weniger
gleichmäßiger Verteilung der Niederschläge über den
ganzen Tag, einer Verseuchung des engeren Kurgebietes
durch Abgase von Kraftfahrzeugen oder durch Abgase
oder Rauch von Industrieanlagen und dergleichen;

b) entsprechende Grünflächen, Wanderwege und
Ausflugsmöglichkeiten besitzen;

c) eine möglichst lärmfreie Lage ohne Nähe zu In-
dustrieanlagen, die die klimatischen Verhältnisse zeit-
weise oder dauernd stören können, haben;

d) eine möglichst an festen und gasförmigen Verun-
reinigungen arme Luft haben; dies ist durch eine für die
örtlichen Verhältnisse repräsentative Messreihe nach-
zuweisen;

e) über eine wissenschaftliche, ortsfeste Beobach-
tungsstation (Klimastation) verfügen, die mit Regis-
triergeräten für die Sonnenscheindauer, Strahlungs-
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stärke, insbesondere in Ultraviolett, Temperatur, Luft-
druck, Luftfeuchtigkeit, Wind, Abkühlungsgröße und
Niederschlag ausgerüstet sein muss. 

(3) Luftkurorte sind Kurorte, die ortsgebundene kli-
matische Faktoren aufweisen, welche die Erhaltung oder
Wiedererlangung der Gesundheit fördern. Luftkurorte
müssen außer den Voraussetzungen nach Abs. 2 lit. b
und c

a) ein gesundheitsförderndes Lokalklima mit günsti-
ger Sonnenscheindauer und Strahlungsstärke, relativer
Stabilität der Witterung, gemäßigter Abkühlungsgröße,
rauch- und staubarmer Luft und einer Verteilung der
Niederschlagszeiten, die einen häufigen Aufenthalt im
Freien gestattet, aufweisen und

b) über eine Klimastation im Sinne des Abs. 2 lit. e
verfügen, wobei jedoch Registriergeräte für Strahlungs-
stärke, Wind und Abkühlungsgröße nicht erforderlich
sind.

(4) Für die Antragstellung, die Anerkennung, das hie-
bei einzuhaltende Verfahren und die Kundmachung der
Anerkennung gelten die Bestimmungen des § 11 Abs. 2,
3, 4 und 6.

(5) Der Nachweis der Voraussetzungen nach Abs. 2
bzw. 3 ist durch eine Klimabeschreibung zu erbringen,
die im Zeitpunkt der Antragstellung nicht älter als ein
Jahr sein darf.

§ 13
Bezeichnung 
der Kurorte

(1) Kurorte sind im geschäftlichen Verkehr mit ihrem
nach § 11 Abs. 4 bestimmten Namen zu bezeichnen. Ein
Kurort kann daneben nach der Art des vorhandenen
Heilvorkommens wie folgt bezeichnet werden:

a) als Heilbad, wenn Heilvorkommen im Sinne des
§ 1 Abs. 2 lit. a und b vorwiegend oder zumindest
teilweise in Form von Bädern ortsgebunden genutzt
werden;

b) als heilklimatischer Kurort, wenn er den Voraus-
setzungen nach § 12 Abs. 1 und 2 entspricht;

c) als Luftkurort, wenn er den Voraussetzungen nach
§ 12 Abs. 1 und 3 entspricht;

d) mit einem sonstigen Wort, das auf die Besonder-
heit des Heilvorkommens oder auf die besondere Kur-
mittelanwendung hinweist (wie Thermalbad, Moorbad
und dergleichen).

(2) Solange eine Anerkennung nach § 11 oder § 12
nicht erfolgt ist, ist es verboten, einem Gebiet eine
Bezeichnung beizulegen, die den Anschein erwecken
könnte, dass dieses Gebiet als Kurort anerkannt worden

ist. Ebenso ist es verboten, für einen Kurort eine den
Bestimmungen des Abs. 1 widersprechende Bezeich-
nung zu führen oder in der Werbung zu verwenden.

(3) Die Bestimmung des § 2 Abs. 9 ist auch auf Kur-
orte anzuwenden.

§ 14
Gutachten über 

klimatische Veränderungen

(1) Die Gemeinde, auf deren Gebiet sich ein aner-
kannter heilklimatischer Kurort oder Luftkurort er-
streckt, hat alle fünf Jahre ein Gutachten darüber er-
stellen zu lassen, ob die Voraussetzungen nach § 12
Abs. 2 lit. a und d bzw. § 12 Abs. 3 weiterhin vorliegen.

(2) Bezüglich der für die Erstellung der Gutachten
(Klimabeschreibungen) zugelassenen Einrichtungen ist
§ 8 Abs. 3, bezüglich der Bereithaltung der Gutachten
§ 8 Abs. 4 sinngemäß anzuwenden.

§ 15
Zurücknahme der 

Anerkennung als Kurort

Auf die Zurücknahme der Anerkennung als Kurort
durch die Landesregierung ist § 9 sinngemäß anzuwen-
den.

4 .  A b s c h n i t t
Kuranstalten 

§ 16
Betriebsbewilligung

(1) Der Betrieb einer Kuranstalt bedarf einer Bewil-
ligung der Bezirksverwaltungsbehörde.

(2) Die Bewilligung erfolgt auf Antrag des Berech-
tigten im Sinne des Abs. 5 lit. b.

(3) Dem Antrag sind Baupläne sowie Bau- und Be-
triebsbeschreibungen in zweifacher Ausfertigung anzu-
schließen, aus denen der beabsichtigte Verwendungs-
zweck der Betriebsräume und bei den für die Behand-
lung sowie für die Unterbringung oder den Aufenthalt
der Kurgäste und des Personals bestimmten Räumen
auch die Größe der Bodenfläche und des Luftraumes so-
wie die Bettenzahl zu ersehen sind. Im Bewilligungs-
verfahren ist eine Äußerung des Landeshauptmannes
einzuholen, in der er zum Antrag vom Standpunkt der
sanitären Aufsicht Stellung nimmt. Weiters ist die Wirt-
schaftskammer Tirol zu hören.

(4) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die Bewilli-
gung mit schriftlichem Bescheid zu erteilen, wenn die
Voraussetzungen nach diesem Gesetz vorliegen. Im Be-
willigungsbescheid sind die zur Sicherstellung eines ein-
wandfreien Kurbetriebes nach den Erkenntnissen der
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medizinischen Wissenschaft erforderlichen Bedingun-
gen und Auflagen vorzuschreiben.

(5) Die Bewilligung zum Betrieb einer Kuranstalt darf
nur erteilt werden, wenn

a) ein Heilvorkommen im Sinne des § 1 Abs. 1 vor-
handen ist, für das bereits die Nutzungsbewilligung nach
§ 6 oder eine Anerkennung nach § 11 oder § 12 vorliegt, 

b) das Eigentumsrecht oder sonstige Nutzungsrecht
des Bewerbers an der für eine Kuranstalt in Aussicht ge-
nommenen Betriebsanlage nachgewiesen wird,

c) hinsichtlich der für die Unterbringung einer Kur-
anstalt in Betracht kommenden Gebäude die nach sons-
tigen Verwaltungsvorschriften erforderlichen Geneh-
migungen bereits vorliegen,

d) die für den unmittelbaren Betrieb der Kuranstalt
erforderlichen medizinischen Apparate und techni-
schen Einrichtungen vorhanden sind und die Betriebs-
anlagen sowie alle medizinischen Apparate und techni-
schen Einrichtungen den Sicherheitsvorschriften ent-
sprechen,

e) die Aufsicht über den Betrieb durch einen Arzt,
der in Österreich zur selbstständigen Ausübung des
ärztlichen Berufes berechtigt ist und Kenntnisse auf dem
Gebiet der Balneologie und Kurortemedizin besitzt, ge-
währleistet ist,

f) der Bewerber oder, falls es sich um eine juristische
Person handelt, deren gesetzlicher Vertreter eigenbe-
rechtigt ist und die Verlässlichkeit im Hinblick auf die
Führung einer Kuranstalt besitzt. Als nicht verlässlich
sind insbesondere Personen anzusehen, die nach § 13
der Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 48/2003, von der
Ausübung eines Gewerbes ausgeschlossen sind,

g) eine einwandfreie und ausreichende Trinkwasser-
versorgung sowie die ordnungsgemäße Abwasser- und
Abfallentsorgung gesichert sind,

h) das Vorhandensein eines fachlich geeigneten Bade-
bzw. Pflegepersonals nachgewiesen wird und auch sonst
eine entsprechende Ausstattung gesichert ist,

i) allenfalls angebotene Zusatztherapien den Voraus-
setzungen nach § 1 Abs. 7 entsprechen und

j) gegen die für den inneren Betrieb der Kuranstalt
vorgesehene Kuranstaltsordnung (§ 19) keine Bedenken
bestehen.

(6) Wesentliche räumliche Änderungen der Kuran-
stalt sowie wesentliche Änderungen im Leistungsange-
bot, insbesondere Zusatztherapien, bedürfen der Be-
willigung der Bezirksverwaltungsbehörde. Für die Er-
teilung der Bewilligung gelten die gleichen Vorausset-
zungen wie für die Erteilung einer Betriebsbewilligung.

(7) Der Betrieb einer Kuranstalt entgegen den Be-
stimmungen dieses Gesetzes oder dem Bewilligungsbe-
scheid ist verboten. 

§ 17
Sperre

(1) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die Sperre
von Kuranstalten zu verfügen, wenn die Kuranstalt ohne
die nach § 16 Abs. 1 oder 6 erforderliche Bewilligung
betrieben wird. Sie kann die Sperre von Kuranstalten ver-
fügen, wenn die Bedingungen oder Auflagen des Bewil-
ligungsbescheides nicht erfüllt sind, dieser Missstand
nicht in einer für den Kurbetrieb angemessenen Frist be-
hoben wird und dadurch der ordnungsgemäße Betrieb
der Kuranstalt nicht mehr gewährleistet ist.

(2) Die Sperre ist auf Antrag aufzuheben, wenn der
Mangel behoben wurde.

§ 18
Verpachtung und 

sonstiger Rechtsübergang

(1) Die Verpachtung oder der Übergang einer Kur-
anstalt auf einen anderen Rechtsträger ist der Bezirks-
verwaltungsbehörde anzuzeigen. Diese hat zu prüfen,
ob die Voraussetzungen nach § 16 Abs. 5 lit. f vorliegen.

(2) Liegen bezüglich eines Pächters oder eines ande-
ren Rechtsträgers die Voraussetzungen nach § 16 Abs. 5
lit. f nicht vor, so hat die Bezirksverwaltungsbehörde
den Betrieb mit schriftlichem Bescheid zu untersagen.
Wird der Betrieb nicht innerhalb von zwei Monaten nach
dem Einlangen der Anzeige untersagt oder stimmt die
Behörde ausdrücklich zu, so gilt der Betrieb durch den
neuen Rechtsträger als genehmigt. 

§ 19
Kuranstaltsordnung

(1) Der Rechtsträger der Kuranstalt hat deren inne-
ren Betrieb durch eine Kuranstaltsordnung zu regeln.

(2) In der Kuranstaltsordnung sind insbesondere zu
regeln:

a) die Aufgaben und Einrichtungen der Kuranstalt,
b) die Grundzüge ihrer Verwaltung und ihrer Be-

triebsform,
c) die Dienstpflichten der in der Kuranstalt beschäf-

tigten Personen,
d) die dem aufsichtsführenden Arzt zukommenden

Aufgaben, wie die Erstellung des Kurplans und die da-
mit zusammenhängenden Anfangs-, Zwischen- und
Enduntersuchungen,

e) eine Aufstellung der sich aus dem ortsgebundenen
Heilvorkommen oder dessen Produkten ergebenden
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Behandlungsarten und der angebotenen Zusatzthera-
pien,

f) im Fall der Verwendung von Produkten anderer
Heilvorkommen im Rahmen von Zusatztherapien An-
gaben über die Herkunft dieser Produkte und über die
entsprechende Bewilligung nach § 6,

g) Maßnahmen der Qualitätssicherung,
h) die zum Schutz der Nichtraucher getroffenen

Maßnahmen,
i) das in der Kuranstalt zu beobachtende Verhalten

und
j) Informations- und Beschwerdemöglichkeiten.
(3) Die Kuranstaltsordnung und jede wesentliche

Änderung derselben ist der Bezirksverwaltungsbehörde
anzuzeigen und von dieser zu prüfen. Ergibt sich dabei,
dass die Kuranstaltsordnung bzw. deren Änderung den
Bestimmungen dieses Gesetzes oder der Betriebsbewil-
ligung nach § 16 Abs. 4 widerspricht oder einen ord-
nungsgemäßen Kurbetrieb nicht gewährleistet, so ist sie
mit schriftlichem Bescheid für unzulässig zu erklären.
Wird die Kuranstaltsordnung bzw. deren Änderung
nicht innerhalb von zwei Monaten nach dem Einlangen
der Anzeige für unzulässig erklärt oder stimmt die Be-
hörde ausdrücklich zu, so gilt sie als genehmigt.

(4) Die Kuranstaltsordnung ist in der Kuranstalt so
aufzulegen, dass sie für jedermann zugänglich ist.

§ 20
Berufung

Gegen Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde
nach den §§ 16, 17, 18 und 19 kann Berufung an den un-
abhängigen Verwaltungssenat erhoben werden.

§ 21
Verschwiegenheitspflicht

(1) Alle in einer Kuranstalt beschäftigten Personen
sind zur Verschwiegenheit über alle Umstände, die ihnen
in Ausübung ihrer Tätigkeit oder mit Beziehung auf ihre
Tätigkeit über die Krankheit von Kurgästen und über
deren persönliche, wirtschaftliche und sonstige Ver-
hältnisse bekannt geworden sind, verpflichtet. Die Ver-
schwiegenheitspflicht ist zeitlich unbegrenzt und endet
daher auch nicht mit dem Ende der Beschäftigung oder
der Tätigkeit in der Kuranstalt. Die Verschwiegenheits-
pflicht besteht nicht, soweit eine gesetzliche Aus-
kunftspflicht oder ein öffentliches Interesse an der Aus-
kunftserteilung, insbesondere ein solches der öffent-
lichen Gesundheitspflege oder der Rechtspflege, be-
steht, das die privaten Interessen an der Geheimhaltung
überwiegt. In jenen Fällen, in denen kein gesetzliches

Gebot besteht, ist die Ermächtigung zur Auskunftser-
teilung bei der Bezirksverwaltungsbehörde einzuholen.
Gegen Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde ist
eine Berufung nicht zulässig.

(2) Für Personen, für die nach anderen gesetzlichen
Vorschriften eine weitergehende Verschwiegenheits-
pflicht besteht, bleiben die diesbezüglichen Vorschrif-
ten unberührt.

§ 22
Zurücknahme 

der Betriebsbewilligung

Auf die Zurücknahme der Betriebsbewilligung für
eine Kuranstalt durch die Bezirksverwaltungsbehörde
ist § 9 sinngemäß anzuwenden.

5 .  A b s c h n i t t
Enteignung

§ 23
Enteignung; Verfahren

(1) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann Grund-
stücke, auf denen eine Heilquelle oder ein Heilpeloid
vorhanden ist, samt den zu ihrer Erschließung und Ver-
wertung notwendigen Grundstücken auf Antrag zu-
gunsten des Landes Tirol, einer Gemeinde oder einer
Körperschaft öffentlichen Rechts enteignen, wenn die
Heilquelle oder das Heilpeloid nicht oder offensichtlich
unzureichend ausgenützt und auch nicht binnen zwei
Jahren nach entsprechender Aufforderung durch die
Bezirksverwaltungsbehörde mit einer zureichenden
Ausnützung begonnen wird, ihre Ausnützung aber im
öffentlichen Interesse gelegen und wirtschaftlich mög-
lich ist. Unter diesen Voraussetzungen ist eine Enteig-
nung auch zugunsten anderer juristischer oder physi-
scher Personen zulässig. 

(2) Grundstücke, die Zwecken dienen, für die auch
nach bundesgesetzlicher Regelung ein Enteignungs-
recht besteht, dürfen nur enteignet werden, wenn das
zur Vollziehung jenes Bundesgesetzes zuständige
Bundesministerium der Bezirksverwaltungsbehörde
mitgeteilt hat, dass von jenem Enteignungsrecht kein
Gebrauch gemacht wird.

(3) Eine Enteignung ist nur zulässig, wenn 
a) das im Abs. 1 bezeichnete Ziel nicht auf eine an-

dere Art in angemessener Frist erreicht werden kann 
und

b) der Gegenstand der Enteignung nicht anders als
durch Enteignung beschafft werden kann, insbesondere
weil eine gütliche Einigung zwischen den Beteiligten
nicht zustande kommt. 
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(4) Im Übrigen sind für die Enteignung und Rück-
übereignung die Bestimmungen des 12. Abschnittes des
Tiroler Straßengesetzes, LGBl. Nr. 13/1989, in der je-
weils geltenden Fassung sinngemäß mit der Maßgabe
anzuwenden, dass 

a) die Berufung an den unabhängigen Verwaltungs-
senat zulässig ist und eine gerichtliche Festsetzung der
Vergütung nicht stattfindet, 

b) wenn sich die Enteignung auf Anlagen bezieht,
deren Betrieb die Durchführung eines bundesgesetzlich
geregelten Verfahrens voraussetzt, die für die Durch-
führung dieses Verfahrens zuständige Behörde zu hören
ist und

c) die Entschädigung für enteignete Grundstücke in
erster Linie durch ein entsprechendes Ersatzgrundstück
zu erfolgen hat. Auf Verlangen des Eigentümers ist das
ganze Grundstück abzulösen, wenn der nach einer Ent-
eignung verbleibende Rest nicht mehr zweckentspre-
chend zu nutzen ist. 

6 .  A b s c h n i t t
Sanitäre Aufsicht

§ 24
Information des Landeshauptmannes

Die Behörde und der unabhängige Verwaltungssenat
haben dem Landeshauptmann Bescheide, die nach die-
sem Gesetz erlassen werden, unverzüglich zur Kennt-
nis zu bringen. 

7.  A b s c h n i t t
Übergangs-, Straf- und Schlussbestimmungen

§ 25
Übergangsbestimmungen

(1) Vor dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes erteilte,
Heilvorkommen, Kurorte oder Kuranstalten betref-
fende Bewilligungen, Erklärungen, Genehmigungen
und Anerkennungen bleiben bestehen. Für ihre Zurück-
nahme sind die Bestimmungen des § 9 sinngemäß an-
zuwenden. Im Übrigen sind bei der Änderung der tat-
sächlichen oder der rechtlichen Verhältnisse die Be-
stimmungen dieses Gesetzes maßgeblich. 

(2) Die im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Ge-
setzes anhängigen Verfahren sind nach der bisherigen
Rechtslage fortzusetzen und abzuschließen.

§ 26
Strafbestimmungen

(1) Wer
a) der Bestimmung des § 2 Abs. 9 zuwiderhandelt, 
b) der Kennzeichnungspflicht nach § 6 Abs. 8 nicht

nachkommt, 
c) der Bestimmung des § 6 Abs. 10 zuwiderhandelt,
d) der Bestimmung des § 6 Abs. 11 zuwiderhandelt,
e) den Bestimmungen des § 7 Abs. 2 und 3 zuwider-

handelt, 
f) den Verpflichtungen nach § 8 Abs. 1 und 4 nicht

nachkommt, 
g) den Bestimmungen des § 13 Abs. 2 und 3 zu-

widerhandelt, 
h) entgegen den Bestimmungen des § 16 Abs. 6 und 7

oder des § 18 eine Kuranstalt betreibt, 
i) es unterlässt, eine den Bestimmungen des § 19 ent-

sprechende Kuranstaltsordnung für jedermann zugäng-
lich aufzulegen, oder

j) gegen die Verschwiegenheitspflicht nach § 21 ver-
stößt, 
begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der
Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu
5.000,– Euro zu bestrafen. Der Versuch ist strafbar. Eine
Verwaltungsübertretung liegt nicht vor, wenn die Tat
den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte
fallenden strafbaren Handlung bildet.

(2) Produkte, die entgegen den Bestimmungen die-
ses Gesetzes vertrieben oder versendet werden, und
Werbematerial, das den Bestimmungen dieses Gesetzes
nicht entspricht, können für verfallen erklärt werden.

§ 27
Schlussbestimmungen

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt das Tiroler Heilvorkommen-
und Kurortegesetz, LGBl. Nr. 55/1961, zuletzt geändert
durch das Gesetz LGBl. Nr. 114/2001, außer Kraft.

(3) Dieses Gesetz wurde nach den Bestimmungen der
Richtlinie 98/34/EG über ein Informationsverfahren
auf dem Gebiet der Normen und technischen Vor-
schriften (unter der Notifikationsnummer 2002/456/A)
notifiziert. 

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
van Staa

Das Mitglied der Landesregierung:
Zanon

Der Landesamtsdirektor:
Liener Anlagen
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Anlage I 
(zu § 3 Abs. 2 lit. b)

Als Voraussetzung für die Anerkennung als Heilquelle muss Quellwasser im Sinne des § 3 Abs. 2 lit. b folgende
spezifische Beschaffenheit bzw. Inhaltsstoffe in folgenden Mindestmengen aufweisen:

a) einen Mindestgehalt von 1 Gramm gelöster fester Stoffe im Kilogramm des Wassers oder
b) eine gleich bleibende Temperatur von mindestens 20° C am Quellenaustritt oder
c) einen Mindestgehalt an natürlichem freien Kohlendioxyd am Quellenaustritt von 250 mg für Trinkkuren bzw.

1000 mg für Badekuren im Kilogramm des Quellwassers oder
d) unabhängig von der Gesamtmineralisation einen Mindestgehalt an einem der nachfolgend angeführten phar-

makologisch wirksamen Inhaltsstoffe:
Eisenquellen: Eisen 10 mg/kg
Jodquellen: Jod 1 mg/kg
Schwefelquellen: titrierbarer Schwefel 1 mg/kg
Radonwässer:
für Trinkkuren: 3.700 Bq/kg Radon (100.10-9 Ci/kg Radium-Emanation) 
für Bäderkuren: 370 Bq/kg Radon (10.10-9 Ci/kg Radium-Emanation)
Falls weitere Inhaltsstoffe aufgrund wissenschaftlicher Erkenntnisse als pharmakologisch wirksam anzusehen

sind, ist erforderlich, dass sie in der für die beabsichtigte Heilwirkung notwendigen Mindestmenge im Quellwas-
ser und am Ort des Gebrauches enthalten sind.

Anlage II
(zu § 7 Abs. 1)

Die für die Heilwirkung maßgebenden Merkmale einer Heilquelle sind im Sinne des § 7 Abs. 1 wie folgt zu
bezeichnen:

a) Quellen mit mindestens 1 Gramm gelöster fester Stoffe je Kilogramm des Wassers sind durch die Ionen, die
mit mindestens 20 Äquivalent-millimol (eq mmol) vertreten sind, zu bezeichnen. Hiebei sind zuerst die Kationen
und dann die Anionen in der Reihenfolge fallenden Gehaltes anzuführen (balneo-chemische Charakteristik).

b) Quellen mit einer konstanten Mindestaustrittstemperatur von 20° C sind als Thermen zu bezeichnen.
c) Quellen mit pharmakologisch wirkungsvollen Stoffen (Anlage I lit. d) sind unabhängig von der Gesamtkon-

zentration mit dem Namen des betreffenden Inhaltsstoffes zu bezeichnen, Radonwässer mit den Voraussetzungen
nach Anlage I lit. d können auch als radioaktive Wässer bezeichnet werden.

d) Quellen mit dem Mindestgehalt an freiem Kohlendioxyd nach Anlage I lit. c sind als Trinksäuerlinge bzw.
Säuerlinge zu bezeichnen.

e) Kochsalzwässer, die mindestens je 240 mmol/kg Natrium- und Chloridionen (mindestens 5,5 g Natrium- und
8,5 Chloridionen im Kilogramm des Wassers) enthalten, sind als Solequellen oder Solen zu bezeichnen.

Anlage III
(zu § 8 Abs. 1)

Eine Heilwasser-Vollanalyse muss folgende Angaben umfassen:
a) Sinnesprüfung bei der Probenahme und im Laboratorium mit Datum;
b) physikalische und physikalisch-chemische Untersuchung:
Quellschüttung, Quelltemperatur, Lufttemperatur, Wetter und vorausgegangene Witterung, Luftdruck, pH-

Wert, elektrolytische Leitfähigkeit bei Quelltemperatur sowie bei 20° C, Dichte bei 20° C, Trockenrückstand bei
105° C und 180° C, radioaktive Spurenstoffe wie Uran, Radium, Radon und Tritium, Menge der gelösten sowie der
frei aufsteigenden Quellgase, Untersuchung auf Spurenelemente;

c) chemische Untersuchung: Ionen in mg/kg, mval/kg und mval/%; nichtdissoziierte Bestandteile in mg/kg und
mmol/kg; gelöste Gase in mg/kg, mmol/kg und cm³/kg bezogen auf 0° C und 760 mm Hg; Summenbildung in den
genannten Stoffgruppen; frei aufsteigende Quellgase in Prozent der Gesamtmenge; Kaliumpermanganatindex; bal-
neo-chemische Charakteristik des Quellwassers;
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d) Gehalt der wertbestimmenden, balneotherapeutisch, pharmakologisch-toxikologisch maßgebenden Inhalts-
stoffe am Ort des Gebrauches (badefertig gefüllte Wanne, Trinkauslass, Inhalationsnebel);

e) biologische Untersuchung (die am Heilwasserursprung in natürlicher Biozönose lebenden Mikroorganismen);
f) hygienisch-bakteriologische Untersuchung;
g) Bewertung des Analysenbefundes und Diskussion etwaiger seit der letzten Analyse eingetretener Verände-

rungen des Quellwassers.

Anlage IV
(zu § 8 Abs. 1)

Eine Heilwasser-Kontrollanalyse muss folgende Angaben umfassen:
a) Sinnesprüfung bei der Probenahme und im Laboratorium mit Datum;
b) physikalische und physikalisch-chemische Untersuchung:
Quellschüttung, Quelltemperatur, Lufttemperatur, Wetter und vorausgegangene Witterung, Luftdruck, elektro-

lytische Leitfähigkeit bei 20° C, Trockenrückstand bei 180° C, pH-Wert, Radon, falls für die Quelle charakterisie-
rend, Menge der frei aufsteigenden Quellgase, falls therapeutisch genutzt;

c) chemische Untersuchung: quantitative Bestimmung der Ionen Calcium, Magnesium, Natrium, Kalium, Eisen,
Ammonium, Chlorid, Sulfat, Hydrogencarbonat, Nitrat, Nitrit; Berechnung der Ionenbilanz; Kaliumperman-
ganatindex; balneo-chemische Charakteristik des Quellwassers; ferner charakterisierender Bestandteile, wie Jodid
in mg/kg, eq mmol/kg und eq mmol% sowie des titrierbaren Schwefels in mg/kg; freies Kohlendioxid in mg/kg,
mmol/kg und cm³/kg bezogen auf 0° C und 760 mm Hg; Mengenmessung und Zusammensetzung der frei auf-
steigenden Quellgase, falls für die Quellennutzung wesentlich (z.B. Nutzung zu Kohlensäuregas-Bädern);

d) Gehalt an wertbestimmenden, balneotherapeutisch, pharmakologisch-toxikologisch maßgebenden Inhalts-
stoffen am Ort des Gebrauches (badefertig gefüllte Wanne, Trinkauslass, Inhalationsnebel), auch bei flüchtigen
oder leicht veränderlichen Stoffen;

e) hygienisch-bakteriologische Untersuchung;
f) Bewertung der Analysenbefunde und Diskussion etwaiger seit der letzten Analyse eingetretener Veränderun-

gen des Quellwassers.

Anlage V
(zu § 8 Abs. 1)

Eine Peloid-Vollanalyse hat folgende Angaben zu umfassen:
a) kurze Anführung der bisher durchgeführten Untersuchungen des betreffenden Lagers;
b) Beschreibung der Mächtigkeit des Lagers sowie makroskopische Beschreibung des Peloids: Farbe, Konsistenz,

Homogenität, Geruch, gröbere Bestandteile, Zersetzungsgrad;
c) mikroskopische Untersuchung: Zersetzungsgrad, charakteristische Pflanzenbestandteile, mineralische Sub-

stanz;
d) physikalische Untersuchung: pH-Wert, im Lager elektrometrisch gemessen, Wassergehalt des naturfeuchten

Peloids, Wasserkapazität, Wassergehalt bei Normal- und Packungskonsistenz, Sedimentvolumen, bei Badetorfen
auch Quellungsgrad, Dichte, spezifische Wärme, Wärmekapazität, Wärmeleitzahl, Wärmehaltung nach der Kugel-
methode;

e) chemische Untersuchung: allgemeine Zusammensetzung und Glühverlust, abgekürzte quantitative organi-
sche Gruppenanalyse auf Bitumina, lösliche Kohlehydrate und Pektine, Cellulosen und Hemicellulosen, Humin-
säuren sowie Lignine und Humine; Gehalt an anorganischen und organischen Stoffen im Wasserauszug 1:50 mit
quantitativen Bestimmungen der Einzelbestandteile;

f) hygienisch-bakteriologische Untersuchung;
g) bei Badetorfen auch Untersuchung des Moorwassers, Sinnesprüfung bei der Probenahme und im Laborato-

rium mit Datum, pH-Wert, elektrometrisch womöglich im Lager bestimmt, elektrolytische Leitfähigkeit bei der
Temperatur des Lagers und bei 20° C, Trockenrückstand bei 105° C und 180° C, Glühverlust, Glührückstand,
Kaliumpermanganatverbrauch, anorganische Bestandteile qualitativ, fallweise Calcium- und Magnesiumionen quan-
titativ;
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h) Charakterisierung des Peloids und dessen Beurteilung, Hinweise für die Aufbereitung eines normalkonsi-
stenten Peloidbades bzw. für die Aufbereitung von Packungen.

Anlage VI
(zu § 8 Abs. 1)

Eine Peloid-Kontrollanalyse hat folgende Angaben zu umfassen:
a) Beschreibung der Mächtigkeit des Lagers sowie kurze makroskopische und mikroskopische Beschreibung:

Farbe, Konsistenz, Homogenität, Geruch, gröbere Bestandteile, Zersetzungsgrad;
b) physikalische Untersuchung: Wassergehalt des naturfeuchten Peloids, pH-Wert, elektrometrisch im Lager

bestimmt, Wasserkapazität, Sedimentvolumen, Dichte;
c) chemische Untersuchung: allgemeine Zusammensetzung und Glühverlust, Gehalt an anorganischen und

organischen Stoffen im Wasserauszug 1:50;
d) hygienisch-bakteriologische Untersuchung;
e) bei Badetorfen auch Untersuchung des Moorwassers: Sinnesprüfung bei der Probenahme und im Laborato-

rium mit Datum, elektrolytische Leitfähigkeit bei 20° C, pH-Wert, elektrometrisch womöglich im Lager bestimmt;
f) Bewertung der Analysenbefunde und Diskussion etwaiger seit der letzten Untersuchung eingetretener Ver-

änderungen.

25. Gesetz vom 4. Februar 2004, mit dem das Gesetz über den unabhängigen Verwaltungssenat
in Tirol geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Gesetz über den unabhängigen Verwaltungssenat
in Tirol, LGBl. Nr. 74/1990, zuletzt geändert durch das
Gesetz LGBl. Nr. 107/1998, wird wie folgt geändert:

1. Der Abs. 2 des § 2 hat zu lauten:
„(2) Die Mitglieder des unabhängigen Verwaltungs-

senates sind von der Landesregierung auf die Dauer von
sechs Jahren zu bestellen. Eine Wiederbestellung hat un-
befristet zu erfolgen. Eine Wiederbestellung von Mit-
gliedern, die in einem öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis zum Land Tirol stehen, ist nur zulässig, wenn
für das Mitglied eine rechtskräftige Leistungsfeststel-
lung vorliegt, wonach der zu erwartende Arbeitserfolg
durch besondere Leistungen erheblich überschritten
worden ist. Eine Wiederbestellung von Mitgliedern, die
in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zum
Land Tirol stehen und für die nach den dienstrechtlichen
Vorschriften eine Leistungsfeststellung noch nicht ge-
troffen werden kann, sowie von Mitgliedern, die in

einem privatrechtlichen Dienstverhältnis zum Land
Tirol stehen, ist nur aufgrund einer Stellungnahme der
Vollversammlung zulässig, wonach die Leistungen des
Mitgliedes eine Leistungsfeststellung im Sinne des drit-
ten Satzes rechtfertigen würden. Die Stellungnahme ist
auf Antrag des Vorsitzenden zu beschließen.“

2. Im Abs. 3 des § 2 hat die lit. d zu lauten:
„d) eine Prüfung erfolgreich abgelegt haben, die für

die Ausübung eines Berufes nach lit. c staatlich aner-
kannt ist, oder die Lehrbefugnis an einer rechtswissen-
schaftlichen Fakultät einer österreichischen Universität
besitzen oder als Universitätsassistent im definitiven
Dienstverhältnis (Assistenzprofessor) an einer rechts-
wissenschaftlichen Fakultät einer österreichischen Uni-
versität tätig sind.“

3. Der Abs. 1 des § 5 hat zu lauten:
„(1) (Landesverfassungsbestimmung) Die Mitglie-

der des unabhängigen Verwaltungssenates sind bei der
Besorgung der ihnen nach den §§ 8 bis 11, 19 Abs. 1 lit. a
und 20 lit. a zukommenden Aufgaben an keine Weisun-
gen gebunden.“



S T Ü C K  9, NR. 25 53

4. § 6 hat zu lauten:
„§ 6

Enden des Amtes

(1) Das Amt als Mitglied des unabhängigen Verwal-
tungssenates endet:

a) bei Mitgliedern, die in einem öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis zum Land Tirol stehen, mit der Auf-
lösung des Dienstverhältnisses sowie mit der Verset-
zung oder dem Übertritt in den Ruhestand;

b) bei Mitgliedern, die in einem privatrechtlichen
Dienstverhältnis zum Land Tirol stehen, mit dem Enden
des Dienstverhältnisses; dies gilt nicht im Fall der Über-
nahme des Mitgliedes in ein öffentlich-rechtliches oder
in ein anderes privatrechtliches Dienstverhältnis zum
Land Tirol;

c) mit der Enthebung vom Amt (Abs. 2).
(2) Ein Mitglied des unabhängigen Verwaltungssena-

tes ist seines Amtes zu entheben, wenn
a) das Mitglied dies schriftlich beim Vorsitzenden ver-

langt;
b) das Mitglied die Voraussetzungen nach § 2 Abs. 3

lit. a nicht mehr erfüllt;
c) das Mitglied entgegen einer Entscheidung der Voll-

versammlung, dass eine Unvereinbarkeit nach § 4 erster
Satz vorliegt, die entsprechende Tätigkeit weiterhin aus-
übt;

d) das Mitglied in einem öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis zum Land Tirol steht und infolge seiner kör-
perlichen oder geistigen Verfassung seine dienstlichen
Aufgaben nicht mehr erfüllen kann;

e) das Mitglied in einem privatrechtlichen Dienst-
verhältnis zum Land Tirol steht und ein wichtiger Grund
vorliegt, der den Dienstgeber nach § 75 des Landes-Ver-
tragsbedienstetengesetzes, LGBl. Nr. 2/2001, in der je-
weils geltenden Fassung zur vorzeitigen Auflösung des
Dienstverhältnisses (Entlassung) berechtigen würde;

f) das Mitglied das Vorliegen einer Bestellungsvo-
raussetzung vorgetäuscht hat, insbesondere durch un-
wahre Angaben oder durch ungültige oder gefälschte
Urkunden.

(3) Ein Mitglied des unabhängigen Verwaltungssena-
tes, das in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhält-
nis zum Land Tirol steht, ist im Fall seiner Suspendie-
rung oder vorläufigen Suspendierung einstweilen des
Amtes zu entheben. Die einstweilige Amtsenthebung
ist mit der Endigung oder Aufhebung der Suspendie-
rung aufzuheben.

(4) Ein Mitglied des unabhängigen Verwaltungssena-
tes darf nur in den Fällen der Abs. 2 und 3 seines Am-
tes enthoben werden.“

5. Der Abs. 4 des § 7 hat zu lauten:
„(4) Der Vorsitzende hat zumindest einen mit den

einschlägigen Rechtsvorschriften vertrauten Bedienste-
ten der Geschäftsstelle zu bestimmen, dem die vorläu-
fige Berechnung, die Bekanntgabe und die Auszahlung
der Gebühren von Zeugen und Beteiligten obliegen.“

6. Die Abs. 2 und 3 des § 8 haben zu lauten:
„(2) Der Vollversammlung obliegen:
a) die Erlassung und die Änderung der Geschäfts-

verteilung (§ 12);
b) die Erlassung und die Änderung der Geschäfts-

ordnung (§ 13);
c) die Beschlussfassung über den Tätigkeitsbericht

(§ 14);
d) die Bestellung der Mitglieder und Ersatzmitglie-

der des Disziplinarausschusses (§ 8a);
e) die Entscheidung über das Vorliegen einer Unver-

einbarkeit (§ 4 zweiter Satz);
f) die Entscheidung über die Amtsenthebung und die

einstweilige Amtsenthebung von Mitgliedern des unab-
hängigen Verwaltungssenates sowie über die Aufhebung
der einstweiligen Amtsenthebung (§ 6 Abs. 2 und 3);

g) die Leistungsfeststellung im Umfang des § 19
Abs. 1 lit. b;

h) die Handhabung des Disziplinarrechtes im Um-
fang des § 20 lit. c;

i) auf Antrag des Vorsitzenden die Beschlussfassung
über Stellungnahmen im Sinne des § 2 Abs. 2 vierter Satz
aus Anlass der Wiederbestellung von Mitgliedern.

(3) Die Vollversammlung ist beschlussfähig, wenn
alle Mitglieder des unabhängigen Verwaltungssenates
ordnungsgemäß eingeladen wurden und wenigstens
zwei Drittel der Mitglieder anwesend sind. In den Fäl-
len des Abs. 2 lit. d bis i ist das jeweils betroffene Mit-
glied ausgeschlossen.“

7. Die Abs. 5 und 6 des § 8 haben zu lauten:
„(5) Der Mehrheit von wenigstens zwei Dritteln der

abgegebenen Stimmen bedürfen:
a) die Enthebung von Mitgliedern des unabhängigen

Verwaltungssenates von ihrem Amt in den Fällen des
§ 6 Abs. 2 lit. d und e;

b) Entscheidungen, mit denen im Wege einer Beru-
fung oder Devolution die Disziplinarstrafe der Entlas-
sung verhängt oder bestätigt wird.

(6) Gegen Entscheidungen der Vollversammlung
nach Abs. 2 lit. d bis i ist ein ordentliches Rechtsmittel
nicht zulässig.“

8. Nach § 8 wird folgende Bestimmung als § 8a ein-
gefügt:
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„§ 8a
Disziplinarausschuss

(1) Der Disziplinarausschuss besteht aus dem Aus-
schussvorsitzenden, dem Stellvertreter des Ausschuss-
vorsitzenden und einem weiteren Mitglied. Die Mit-
glieder des Disziplinarausschusses sind von der Vollver-
sammlung aus ihrer Mitte auf die Dauer von sechs Jah-
ren zu bestellen. Eine Wiederbestellung ist zulässig. Der
Vorsitzende und der Stellvertretende Vorsitzende dür-
fen nicht Mitglieder des Disziplinarausschusses sein.

(2) Die Vollversammlung hat in gleicher Weise drei
Ersatzmitglieder des Disziplinarausschusses zu bestel-
len. Die Mitglieder des Disziplinarausschusses werden
im Fall ihrer Verhinderung durch die Ersatzmitglieder
vertreten. Die Vertretung hat in der Reihenfolge der
Bestellung der Ersatzmitglieder zu erfolgen. Der Aus-
schussvorsitzende wird in dieser Funktion durch den
Stellvertreter des Ausschussvorsitzenden und, wenn
auch dieser verhindert ist, durch das weitere Mitglied
vertreten.

(3) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Diszi-
plinarausschusses bleiben auch nach dem Ablauf der
Funktionsdauer bis zur Bestellung der neuen Mitglieder
bzw. Ersatzmitglieder im Amt.

(4) Der Ausschussvorsitzende hat den Disziplinar-
ausschuss nach Bedarf einzuberufen. Die Mitglieder
sind außer in dringenden Fällen unter Bekanntgabe der
Tagesordnung schriftlich einzuladen.

(5) Dem Disziplinarausschuss obliegt die Handha-
bung des Disziplinarrechtes im Umfang des § 20 lit. b.

(6) Der Disziplinarausschuss ist nur bei Anwesenheit
aller Mitglieder beschlussfähig. Die Beschlussfassung
erfolgt mit einfacher Stimmenmehrheit. Davon abwei-
chend darf die Verhängung der Disziplinarstrafe der
Entlassung nur einstimmig erfolgen. Stimmenthaltung
ist nicht zulässig. Der Ausschussvorsitzende hat seine
Stimme als letzter abzugeben.“

9. Der Abs. 1 des § 9 hat zu lauten:
„(1) Der unabhängige Verwaltungssenat entscheidet

nach Maßgabe des Allgemeinen Verwaltungsverfah-
rensgesetzes 1991 und des Verwaltungsstrafgesetzes
1991 durch einzelne seiner Mitglieder oder durch Kam-
mern.“

10. Der Abs. 1 des § 10 hat zu lauten:
„(1) Im Verfahren vor einer Kammer beschließt diese

über die Durchführung einer öffentlichen mündlichen
Verhandlung. Dem Kammervorsitzenden obliegen:

a) die Ausschreibung der öffentlichen mündlichen
Verhandlung, die Verhandlungsleitung und die Hand-
habung der Sitzungspolizei;

b) die Entscheidung über Anträge auf Festsetzung
der Gebühren von Zeugen und Beteiligten sowie über
die Festsetzung der Gebühren von nichtamtlichen Sach-
verständigen und nichtamtlichen Dolmetschern.“

11. Im Abs. 3 des § 10 hat die lit. b zu lauten:
„b) die Entscheidung über die Zuerkennung der

aufschiebenden Wirkung von Wiedereinsetzungsan-
trägen.“

12. Im § 13 wird im zweiten Satz das Zitat „(§§ 8
Abs. 6 und 11 Abs. 4)“ durch das Zitat „(§ 8 Abs. 7 und
§ 11 Abs. 4)“ ersetzt.

13. Der Abs. 3 des § 16 hat zu lauten:
„(3) Mit Mitgliedern des unabhängigen Verwal-

tungssenates, die im Zeitpunkt ihrer Bestellung nicht
bereits in einem öffentlich-rechtlichen oder privat-
rechtlichen Dienstverhältnis zum Land Tirol stehen, ist
ein auf die Bestellungsdauer befristetes privatrechtliches
Dienstverhältnis nach dem Landes-Vertragsbedienste-
tengesetz einzugehen. Im Fall der Wiederbestellung gilt
das Dienstverhältnis als auf unbestimmte Zeit verlän-
gert.“

14. Die §§ 20, 21 und 22 haben zu lauten:

„§ 20
Disziplinarrecht

Für das Disziplinarrecht der Mitglieder des unab-
hängigen Verwaltungssenates, die in einem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis zum Land Tirol stehen,
gelten die §§ 91 bis 97, 100, 103 und 105 bis 132 des
Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 sinngemäß mit der
Maßgabe, dass

a) die Befugnisse, die nach diesen Vorschriften der
Dienstbehörde obliegen, dem Vorsitzenden zukommen;

b) die Befugnisse, die nach diesen Vorschriften der
Disziplinarkommission und dem Senatsvorsitzenden
obliegen, dem Disziplinarausschuss bzw. dem Aus-
schussvorsitzenden zukommen;

c) die Befugnisse, die nach diesen Vorschriften der
Disziplinaroberkommission und dem Senatsvorsitzen-
den obliegen, der Vollversammlung bzw. dem Vorsit-
zenden zukommen;

d) im Fall der Verletzung der Entscheidungspflicht
durch die Vollversammlung § 73 Abs. 2 und 3 des All-
gemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 nicht
anzuwenden ist.

§ 21
Versetzung in den Ruhestand

wegen Dienstunfähigkeit

Ein Mitglied des unabhängigen Verwaltungssenates,
das in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis
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zum Land Tirol steht, darf nur dann nach § 14 Abs. 1
des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 wegen Dienst-
unfähigkeit in den Ruhestand versetzt werden, wenn es
nach § 6 Abs. 2 lit. d seines Amtes enthoben worden ist.

§ 22
Kündigung, vorzeitige Auflösung

privatrechtlicher Dienstverhältnisse

(1) Das Dienstverhältnis von Mitgliedern des unab-
hängigen Verwaltungssenates, die in einem provisori-
schen öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zum
Land Tirol stehen, kann nicht durch Bescheid der
Dienstbehörde nach § 10 Abs. 2 des Beamten-Dienst-
rechtsgesetzes 1979 gekündigt werden.

(2) Das Dienstverhältnis von Mitgliedern des unab-
hängigen Verwaltungssenates, die in einem auf unbe-
stimmte Zeit eingegangenen privatrechtlichen Dienst-
verhältnis zum Land Tirol stehen, kann vom Dienst-
geber nur nach § 73 Abs. 2 lit. i des Landes-Vertrags-
bedienstetengesetzes gekündigt werden.

(3) Das Dienstverhältnis von Mitgliedern des unab-
hängigen Verwaltungssenates, die in einem privatrecht-
lichen Dienstverhältnis zum Land Tirol stehen, kann
vom Dienstgeber nicht vorzeitig nach § 75 des Landes-

Vertragsbedienstetengesetzes aufgelöst werden. Ein sol-
ches Dienstverhältnis endet jedoch im Fall der Amts-
enthebung nach § 6 Abs. 2 lit. e.“

15. Im § 24 werden die Absatzbezeichnung „(1)“ so-
wie die Abs. 2 und 3 aufgehoben.

Artikel II

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

(2) Die im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses
Gesetzes vor der Vollversammlung anhängigen Verfah-
ren nach § 8 Abs. 2 lit. g und h des Gesetzes über den
unabhängigen Verwaltungssenat in Tirol in der Fassung
LGBl. Nr. 74/1990 sind von dieser nach der bisherigen
Rechtslage weiterzuführen.

(3) Die Landesregierung hat jene Mitglieder des un-
abhängigen Verwaltungssenates, auf die die Vorausset-
zungen nach § 2 Abs. 2 in der Fassung des Art. I Z. 1
zutreffen und die dem unabhängigen Verwaltungssenat
im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes seit
mehr als sechs Jahren ununterbrochen angehören, auf
deren Antrag bereits vor dem Ablauf ihrer Bestellungs-
dauer unbefristet zu Mitgliedern des unabhängigen Ver-
waltungssenates wieder zu bestellen.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
van Staa

Das Mitglied der Landesregierung:
Eberle

Der Landesamtsdirektor:
Liener
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Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Tiroler Kriegsopfer- und Behindertenabgabe-
gesetz, LGBl. Nr. 27/1992, in der Fassung des Gesetzes
LGBl. Nr. 112/2001 wird wie folgt geändert:

§ 2 hat zu lauten:
„§ 2

Abgabepflicht

Abgabepflichtig sind, soweit im § 3 nichts anderes
bestimmt ist,

a) öffentliche Veranstaltungen, die dem Tiroler Ver-
anstaltungsgesetz 2003, LGBl. Nr. 86, in der jeweils gel-

tenden Fassung unterliegen, ausgenommen Veranstal-
tungen nach § 2 Abs. 1 lit. c und d;

b) das Offenhalten von Gastgewerbebetrieben auf-
grund einer Bewilligung nach § 113 Abs. 3 der Gewer-
beordnung 1994, BGBl. Nr. 194, zuletzt geändert durch
das Gesetz BGBl. I Nr. 109/2003, und

c) der Besuch von Spielbanken im Sinne des § 21 des
Glücksspielgesetzes, BGBl. Nr. 620/1989, zuletzt geän-
dert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 125/2003.“

Artikel II

Dieses Gesetz tritt mit 1. Dezember 2003 in Kraft.

26. Gesetz vom 5. Februar 2004, mit dem das Tiroler Kriegsopfer- und Behindertenabgabe-
gesetz geändert wird

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
van Staa

Das Mitglied der Landesregierung:
Eberle

Der Landesamtsdirektor:
Liener

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Tiroler Sozialhilfegesetz, LGBl. Nr. 105/1973,
zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 47/2003,
wird wie folgt geändert:

1. Nach § 12 wird folgende Bestimmung als § 13 ein-
gefügt:

„§ 13
Kostentragungspflicht 

im Allgemeinen

(1) Die Kosten der Sozialhilfe sind nach Maßgabe der
Abs. 3 bis 6 vom Land und von den Gemeinden zu
tragen.

(2) Zu den Kosten der Sozialhilfe gehören der gesamte
sich aus der Besorgung der in diesem Gesetz geregelten
Aufgaben ergebende Zweckaufwand und der Aufwand,
der vom Land aufgrund von Vereinbarungen nach
Art. 15a B-VG zu tragen ist. Zu den Kosten der Sozial-
hilfe gehören auch die Kosten, die aufgrund anderer

Rechtsvorschriften nach den Vorschriften über die öf-
fentliche Fürsorge zu tragen sind.

(3) Das Land hat unbeschadet der Bestimmungen der
Abs. 4, 5 und 6 die Kosten der Sozialhilfe, die nicht durch
Leistungen aufgrund der §§ 8, 9, 11 und 24, der Vor-
schriften im Sinne des § 22 oder durch sonstige für
Zwecke der Sozialhilfe oder der öffentlichen Fürsorge
bestimmte Zuflüsse gedeckt sind, zu tragen. 

(4) Die Gemeinden haben die Kosten der Errichtung,
der Erweiterung, der Generalsanierung und des Um-
baues ihrer Pflege-, Wohn- oder Altenheime, Anstalten
oder gleichartigen Einrichtungen, die Kosten der För-
derung solcher Einrichtungen sowie die Kosten ihrer
Förderungstätigkeit nach § 18 Abs. 2 selbst zu tragen.
Die Gemeinden haben weiters dem Land jährlich 35 v. H.
der gemäß Abs. 3 zu tragenden Kosten zu ersetzen,
wobei dieser Betrag von der Landesregierung auf die
Gemeinden aufzuteilen ist. Hiezu sind zunächst die auf
die einzelnen politischen Bezirke entfallenden Kosten
zu ermitteln. Der Beitrag der einzelnen Gemeinden

27. Gesetz vom 5. Februar 2004, mit dem das Tiroler Sozialhilfegesetz, das Tiroler Rehabilita-
tionsgesetz und das Tiroler Pflegegeldgesetz geändert werden
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eines politischen Bezirkes ist sodann von der Landes-
regierung nach der Finanzkraft festzusetzen. Diese wird
für jede Gemeinde ermittelt durch die Bildung der
Summe aus 

a) dem Aufkommen an Grundsteuer von den land-
und forstwirtschaftlichen Betrieben unter Zugrunde-
legung eines Hebesatzes von 360 v .H.,

b) dem Aufkommen an Grundsteuer von den Grund-
stücken unter Zugrundelegung eines Hebesatzes von
360 v. H.,

c) 39 v. H. der Erträge an Kommunalsteuer und
Lohnsummensteuer,

d) dem Aufkommen an Abgabenertragsanteilen mit
Ausnahme des Getränkesteuerausgleiches,

e) der Hälfte des Aufkommens an Getränke- und
Speiseeissteuer und an Getränkesteuerausgleich
jeweils des zweitvorangegangenen Jahres.

(5) Die Kosten der Hilfe für alte Personen (§ 5 Abs. 1
lit. g), die in einer der im Abs. 4 erster Satz genannten
Einrichtungen untergebracht sind, hat, wenn Träger die-
ser Einrichtung eine Gemeinde oder ein Gemeindever-
band ist, zunächst zur Gänze die Gemeinde zu tragen,
in deren Gebiet sich die Einrichtung befindet (Stand-
ortgemeinde). Für Personen, deren Notlage im Sinne
des § 1 Abs. 3 aufgrund eines nach diesem Gesetz durch-
geführten Verfahrens feststeht, sind der Standortge-
meinde die Kosten in der Weise zu ersetzen, dass davon
die Gemeinde, in der der Hilfesuchende vor der Unter-
bringung in einer der im Abs. 4 erster Satz genannten
Einrichtungen seinen Hauptwohnsitz hat, 35 v. H. und
das Land 65 v. H. zu leisten hat. 

(6) Die Kosten der 
a) an Personen ohne rechtmäßigen Aufenthalt in

Österreich einschließlich jener, über deren Rechtmä-
ßigkeit ihres Aufenthaltes noch nicht rechtskräftig ent-
schieden worden ist oder deren Abschiebung aufge-
schoben wurde, und

b) an Asylwerber
gewährten Sozialhilfe (§ 3) sind zunächst zur Gänze

vom Land zu tragen. Die Gemeinden haben dem Land
jährlich 35 v. H. dieser Kosten zu ersetzen, wobei die-
ser Betrag von der Landesregierung auf alle Gemeinden
des Landes aufzuteilen ist. Der Beitrag der einzelnen
Gemeinden ist sodann von der Landesregierung nach
Abs. 4 fünfter Satz festzusetzen.

(7) Die Gemeinden haben auf Verlangen vierteljähr-
lich Vorschüsse in der Höhe je eines Sechstels des zu er-
wartenden Beitragsanteiles gegen nachträgliche Ver-
rechnung zu überweisen. Die Vorschüsse sind unter Zu-
grundelegung der im Landesvoranschlag für Sozialhilfe
vorgesehenen Einnahmen und Ausgaben zu ermitteln.“

2. Der Abs. 2 des § 34 hat zu lauten:
„(2) § 13 tritt mit 1. Jänner 2004 in Kraft und mit dem

Ablauf des 31. Dezember 2006 außer Kraft.“

Artikel II

Das Tiroler Rehabilitationsgesetz, LGBl. Nr. 58/
1983, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 84/
2003, wird wie folgt geändert:

1. Im Abs. 2 des § 26 wird folgende Bestimmung als
erster Satz eingefügt:

„Die Gemeinden haben dem Land jährlich einen Bei-
trag von 35 v. H. zu den vom Land zu tragenden Kosten
zu leisten.“

2. Im Abs. 1 des § 35 wird folgende Bestimmung als
dritter Satz eingefügt:

„§ 26 Abs. 2 erster Satz tritt mit 1. Jänner 2004 in
Kraft und mit dem Ablauf des 31. Dezember 2006 außer
Kraft.“

Artikel III

Das Tiroler Pflegegeldgesetz, LGBl. Nr. 8/1997, zu-
letzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 26/2002, wird
wie folgt geändert:

1. Im § 25 werden folgende Bestimmungen als Abs. 2
und 3 angefügt:

„(2) Die Kosten des Pflegegeldes sind zunächst vom
Land Tirol zu tragen. Die Gemeinden haben dem Land
Tirol jährlich einen Beitrag in der Höhe von 35 v. H. der
Kosten des Pflegegeldes, die nicht nach den §§ 26 und 27
gedeckt sind, zu leisten.

(3) Für die Aufteilung der von den Gemeinden nach
Abs. 2 zu tragenden Kosten auf die einzelnen Gemein-
den nach Maßgabe ihrer Finanzkraft, die Fälligkeit der
Zahlung und die Leistung von Vorschüssen gilt § 13
Abs. 4 und 7 des Tiroler Sozialhilfegesetzes, LGBl.
Nr. 105/1973, in der jeweils geltenden Fassung.“

2. Der Abs. 2 des § 32 hat zu lauten:
„(2) Die Abs. 2 und 3 des § 25 treten mit 1. Jänner

2004 in Kraft und mit dem Ablauf des 31. Dezember
2006 außer Kraft.“

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
van Staa

Das Mitglied der Landesregierung:
Gangl

Der Landesamtsdirektor:
Liener
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